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Mathias Albert/Ruth Linssen/Klaus Hurrelmann

Jugend und Politik

Politisches Interesse und Engagement Jugendlicher
im Lichte der 14. Shell Jugendstudie

Die 2002 erschienene 14. Shell Jugendstudie
belegt ein weiterhin nachlassendes politisches
Interesse bei Jugendlichen in Deutschland. Als
politisch interessiert bezeichnen sich nur noch
34 Prozent der Jugendlichen im Alter von 12 bis
24 Jahren (im Vergleich 1999: 43 Prozent; 1991:
57 Prozent).1 Politisches Engagement geht zurück,
sein Stellenwert in der Lebensgestaltung Jugend-
licher sinkt weiter. Die Studie bestätigt damit
einen sich fortsetzenden und zum Teil beschleuni-
genden Trend der so genannten „Politikverdros-
senheit“ unter Jugendlichen.

Zwar erweist sich diese bei näherem Hinsehen vor
allem als eine PolitikerInnen- und Parteienver-
drossenheit. Auch zeigt die 14. Shell Jugendstudie,
dass sich diese nicht automatisch in einer Ableh-
nung des demokratischen Rechtsstaates oder einer
Unterstützung extremistischer Tendenzen aus-
drückt. Aber wenn man die Jugend als „Seismo-
graphen“ zukünftiger gesellschaftlicher Entwick-
lungen versteht, gilt es angesichts dieser Diagnose
Alarm zu schlagen und verstärkt über Möglichkei-
ten nachzudenken, das politische Interesse und die
Bereitschaft zum politischen Engagement bei
Jugendlichen zu wecken. Zu denken gibt ein
Ereignis, welches zeitgleich mit dem Erscheinen
der Shell-Jugendstudie im August letzten Jahres
für große Aufmerksamkeit sorgte: Nicht nur die
Bilder der Fluten des Jahrhunderthochwassers
haben sich in die Köpfe der Menschen eingeprägt,
sondern auch die Aufnahmen der vielen freiwilli-
gen, uneigennützig handelnden jugendlichen Hel-
ferinnen und Helfer. Diese bestätigen das in der
Studie gewonnene Ergebnis, dass sich Jugendliche
zwar durchaus engagieren, dies aber eher auf eine
„kurzfristige“ Art und Weise tun. Sie scheuen die
längerfristige Bindung an Organisationen, ziehen
problem- und projektbezogene Formen des Enga-
gements vor.

Das ist vor allem bei jungen Frauen der Fall. Wäh-
rend junge Männer sich in etablierten Strukturen
am ehesten wohlfühlen, bevorzugen junge Frauen

unkonventionelle und weniger stark strukturierte
Organisationen. Jungen sind vor allem in Vereinen
aktiv, seien es Sport-, Musik- oder andere Vereine.
Auch bei Rettungsdiensten, Feuerwehr und
Jugendgruppen sind sie deutlich häufiger vertreten
als Mädchen – und in Parteien kommen auf eine
Frau zwei junge Männer. Mädchen dominieren
dagegen beim Engagement in Schul- und Hoch-
schuleinrichtungen, in Kirchengemeinden und
anderen sozialen Verbänden wie Amnesty Interna-
tional, Greenpeace oder auch in Bürgerinitiativen.
Eine starre und hierarchische Struktur von Orga-
nisationsformen wirkt auf sie abschreckend. Sie
sind deutlich seltener als ihre männlichen Alters-
genossen an Machtpositionen interessiert, möch-
ten sich keine Rangkämpfe liefern müssen, son-
dern bei ihren Aktivitäten einfach Gemeinschaft
erleben, soziale Kontakte pflegen, Leute treffen
und Spaß haben.

Hinter den politischen Interessen stehen spezifi-
sche Wertorientierungen. Sozialengagement, Kon-
takt zu Menschen und die Beobachtung eigener
Gefühle haben für junge Frauen nach eigenen Aus-
sagen einen deutlich höheren Stellenwert als für
Männer. Diese legen dagegen mehr Wert auf Macht
und Einfluss als gleichaltrige Frauen. Offensicht-
lich weisen junge Frauen ein anderes Profil des
Engagements auf als junge Männer. Besonders im
klassischen parteipolitischen Bereich, der immer
noch sehr patriarchalisch strukturiert ist, bekom-
men Mädchen schwer „ein Bein auf die Erde“. Da
verwundert es kaum, dass das ohnehin rapide
gesunkene politische Interesse bei ihnen noch weit-
aus geringer ausgeprägt ist als bei Jungen. Hier gilt
es zu überlegen, welche Formen des Engagements
auch Frauen den Zugang zur (Partei-)Politik in hin-
reichendem Maße ermöglichen könnten. Denn die
Voraussetzung für politisches Interesse, eine gute
bis sehr gute Bildung, bringt ein Großteil von ihnen
inzwischen mit – auch das hat die Studie eindrucks-
voll gezeigt.

Wie ausschlaggebend Bildung(squalifikationen)
und sozialer Hintergrund für Grad und Ausprä-
gung des sozialen und politischen Engagements
sind, lässt sich besonders gut an den vier Typen
von Jugendlichen ablesen, die in der 14. Shell

1 Vgl. Jugend 2002. 14. Shell-Jugendstudie, Frankfurt/M.
2002 (Konzeption und Koordination Klaus Hurrelmann und
Mathias Albert in Arbeitsgemeinschaft mit Infratest Sozial-
forschung).

3 Aus Politik und Zeitgeschichte B 15 / 2003



Jugendstudie aus der Auswertung aller Aussagen
und Statements abgeleitet wurden.

Zum einen ist der Typus der „selbstbewussten
Macherinnen und Macher“ zu nennen. Diese
Gruppe bringt meist eine gute bis sehr gute Bil-
dung sowie einen soliden sozialen Hintergrund mit
und zeichnet sich durch Ehrgeiz, Fleiß und Leis-
tungsbereitschaft aus. Sie orientiert ihr En-
gagement überwiegend am eigenen, individuellen
Nutzen – was durchaus mit sozialen Aktivi-
täten einhergehen kann. Die „Macherinnen und
Macher“ stellen sich den Anforderungen, versu-
chen diese aktiv zu bewältigen und legen dabei
einen starken Durchsetzungswillen an den Tag. Sie
benutzen den Kopf statt der Ellenbogen und sind
mit dieser Strategie gerade in klassischen Organi-
sationsstrukturen oft erfolgreich.

Die zweite Gruppe von Jugendlichen wurde in der
Shell-Studie mit „pragmatische Idealistinnen und
Idealisten“ überschrieben. Diese Jugendlichen sind
vorwiegend weiblich und entstammen meist dem
klassischen Bildungsbürgertum. Ihre Stärken lie-
gen vor allem in kreativen Bereichen, auch sind
postmaterialistische Werte und soziales Engage-
ment für sie wichtig. Mit diesen ideellen Werten
verknüpfen sich zugleich Zielstrebigkeit und Kar-
riereorientierung. Die pragmatischen Idealisten
engagieren sich eher in gemeinnützigen Zusam-
menhängen; dort können sie sich an der Lösung
konkreter Probleme beteiligen, wobei auch die
soziale Komponente nicht zu kurz kommt.

Beide Typen, „Macher“ und „Idealisten“, kommen
mit den Anforderungen der Leistungsgesellschaft
insgesamt gut bis sehr gut zurecht, haben gute
Zukunftsperspektiven und sind dementsprechend
auch bereit und in der Lage, sich politisch und
sozial zu engagieren. Über die Hälfte der Jugend-
lichen in Deutschland kann einem dieser beiden
Typen zugeordnet werden.

Auf der anderen Seite gibt es eine große und nicht
zu vernachlässigende Gruppe von Jugendlichen,
die fast jeglicher Form von Engagement eine klare
Absage erteilt und sich vor allem durch Desinter-
esse auszeichnet. Diese Jugendlichen gehören eher
zu den Verlierern der Leistungsgesellschaft, fühlen
sich überfordert. Es lassen sich zwei – zahlenmäßig
etwa gleich stark vertretene – Typen unterschei-
den: die „zögerlichen Unauffälligen“ und die
„robusten Materialisten“.

Die „zögerlichen Unauffälligen“ fühlen sich nicht
zuletzt aufgrund ihrer geringen Bildung(squalifika-
tionen) und des eher schwachen sozialen Hinter-
grundes den hohen Leistungsanforderungen in
Schule und Beruf nicht gewachsen und reagieren
mit Apathie und Resignation. Die Gruppe der

„Unauffälligen“ zeigt kaum politisches oder sozia-
les Engagement, ist sehr passiv und schicksalserge-
ben, glaubt, sowieso nichts ausrichten zu können.

Die vierte Gruppe wurde als „robuste Materia-
listinnen und Materialisten“ bezeichnet. Diese
Jugendlichen stammen vorwiegend aus den unte-
ren sozialen Schichten und sind überdurchschnitt-
lich häufig männlichen Geschlechts. Sie kommen
mit den Anforderungen von außen kaum oder gar
nicht zurecht, verlassen beispielsweise die (Haupt-)
Schule vielfach ohne Abschluss. Aufgrund ihrer
Perspektivlosigkeit scheint ihnen gesellschaftliches
Engagement zumeist sinnlos. Stattdessen versu-
chen sie sich durch aggressives, gewalttätiges Ver-
halten Macht und Respekt zu verschaffen. Von der
Politik sind gerade diese Jugendlichen enttäuscht,
fühlen sich im Stich gelassen.

Diese vier Wertetypen zeigen, wie stark bei
Jugendlichen politische Orientierungen mit den
allgemeinen Lebensperspektiven und alltäglichen
Entwicklungsaufgaben zusammenhängen. Dass
alle diese Gruppen von Jugendlichen dennoch für
Formen des Engagements erreichbar und zugäng-
lich sind, darauf deutet weit mehr hin als die Bil-
der der Flutkatastrophen-Helfer im vergangenen
Sommer: etwa die vielfache Beteiligung in infor-
mellen Strukturen. Die Frage ist jedoch, wie man
diesen Jugendlichen mit ihren verschiedenen
Bedürfnissen gerecht werden kann.

Es geht also darum, den Jugendlichen neue For-
men der Beteiligung bereitzustellen, die ihren ver-
änderten Verhaltensmustern besser gerecht wer-
den. Diese Beteiligungsformen müssen von der
Politik und den Parteien als solche akzeptiert und
als Chance begriffen werden, obwohl sie teilweise
eine „Entgrenzung“ des Politikverständnisses weg
von klassischen Formen (partei)politischen Enga-
gements bedeuten. Gleichzeitig gilt es, den
Jugendlichen zudem mehr „klassische“ Beteili-
gungsformen, etwa in Jugendparlamenten, zu
eröffnen, dies aber in ungleich konsequenterer Art
als bislang.

Die Bereitschaft Jugendlicher, sich für bestimmte
Aufgaben zu engagieren, sollte genutzt werden,
um die politische Beteiligung zu erhöhen. Diese
Forderung erscheint insofern recht abstrakt, als sie
impliziert, dass der entsprechende politische Dis-
kurs und die Mitwirkung unter weit gehender
Absehung parteipolitischer Konkurrenz gestaltet
werden soll. Dabei liegt es vor allem an den Par-
teien, den Jugendlichen Möglichkeiten zur Mitar-
beit an konkreten Problemstellungen zu eröffnen.
Die thematische Bandbreite ist hier enorm: Vor-
stellbar wäre sowohl eine Einbindung in „Jugend-
fragen“ auf kommunaler Ebene in Zusammenar-
beit mit Trägern der Jugendarbeit als auch ein
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verstärktes Einbeziehen in die Globalisierungsde-
batte in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbän-
den und mit „Globalisierungskritikern“ wie bei-
spielsweise „Attac“.

Dabei steht nicht nur die individuelle Ausgestal-
tung einer solchen projekt- bzw. problembezoge-
nen Beteiligung im Vordergrund. Vielmehr sollten
die Parteien – und dies gerade auch im Lichte der
jüngst vorgetragenen Kritik an Schärfe und Stil
der parteipolitischen Auseinandersetzungen – den
Jugendlichen das Gefühl vermitteln, ernst genom-
men zu werden, aktiv zu Problemlösungen beitra-
gen zu können und nicht unmittelbar in das partei-
politische Machtspiel hineingezogen zu werden.
Dies verlangt von den politischen Parteien
zunächst und vor allem, sich selbst aus der grund-
legenden Logik der Parteienkonkurrenz zu lösen.
Damit eröffnen sich den Parteien jedoch auch
Chancen (und zwar über die Gewinnung neuer
Anhänger und Mitglieder hinaus). Vor allem bietet
sich ihnen die Möglichkeit, selbst einen Moderni-
sierungsprozess anzustoßen. Sie könnten neue
Umgangsformen im Sinne einer zunehmend ent-
grenzten Politik erlernen, in der wesentlich mehr
Formen gemeinwohlorientierten Handelns in der
Gesellschaft und insbesondere bei Jugendlichen
als „politisch“ angesehen werden, als ein enges,
staatszentriertes Politikverständnis nahe legt (wel-
ches vorrangig mit der standardisierten Frage nach
dem „Interesse an Politik“ abgefragt wird).

Zu entwickeln sind also auch und gerade von den
politischen Parteien solche Formen politischen
Handelns und Engagements, die gemeinwohl-
orientiert sind. Die Parteien müssen dazu von der
Links-rechts-Polarisierung in den politischen
Auseinandersetzungen Abschied nehmen. Diese
ist nicht nur immer schwerer zu vermitteln, son-
dern führt zu gerade bei Jugendlichen beobachte-
ten Verdrossenheits- und Rückzugsreaktionen.
Das Bereitstellen solcher Beteiligungsformen für
Jugendliche läutet nicht das Ende der Parteiende-
mokratie ein. Vielmehr bietet es den Parteien die
Möglichkeit, auf die veränderten Rahmenbedin-

gungen von Politik in einer entgrenzten Welt, die
nachlassende Identifikationskraft von umfassen-
den Wertesystemen für Jugendliche sowie die
immer geringer werdende Bedeutung des Links-
rechts-Schemas in der Politik aktiv zu reagieren.

Wie die „neuen“ Formen der Beteiligung, so soll-
ten auch die eher „klassischen“ Formen den
Jugendlichen vor allem vermitteln, dass „die Poli-
tik“ sie ernst nimmt. Jugendparlamente stellen
eine geeignete Beteiligungsform dar, die jedoch so
lange wenig effektiv bleibt (oder gar kontrapro-
duktiv wirkt), wie es sich dabei lediglich um eine
(symbolisch) inszenierte Beteiligung handelt. Es
verbietet sich aus vielerlei Überlegungen, einem
Jugendparlament „echte“ legislative Befugnisse
zuzugestehen. Aber eine systematische Berück-
sichtigung der Meinungen eines regelmäßig tagen-
den Jugendparlaments in allen Politikbereichen
(und nicht nur in Fragen der Jugendpolitik) – etwa
vermittelt über regelmäßige Berichte der Jugend-
beauftragten des „richtigen“ Parlamentes – wäre
eine Möglichkeit, um die Präsenz Jugendlicher im
öffentlichen Meinungsraum und damit das Inte-
resse Jugendlicher für politische Belange zu er-
höhen.

Schließlich gilt es, ein „altes“ Thema immer wie-
der neu aufzugreifen: So sinnvoll eine Beteiligung
Jugendlicher außerhalb oder am Rande des partei-
politischen Konkurrenzkampfes sein mag, die
maximale Berücksichtigung der Jugendlichen
durch die Parteien gewährleistet letzthin mögli-
cherweise doch nur deren Gewicht im Wettbewerb
um Wählerstimmen. Deshalb wird die Absenkung
des Mindestalters für das Wahlrecht auf 16, 14
oder 12 Jahre auch in den nächsten Legislaturpe-
rioden auf der Tagesordnung bleiben müssen.

Internetverweise der AutorInnen:
http://www.shell-jugendstudie.de/hauptergebnisse.htm
http://www.uni-bielefeld.de/gesundhw/ag4/projekte/
index.html
http:/www.uni-bielefeld.de/soz/iw/projekte.htm
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Peter Förster

Junge Ostdeutsche heute: doppelt enttäuscht
Ergebnisse einer Längsschnittstudie zum Mentalitätswandel

zwischen 1987 und 2002

I. Vorbemerkungen zur Studie

Die folgenden Ergebnisse stammen aus der Sächsi-
schen Längsschnittstudie. Dabei handelt es sich um
eine in ihrer Anlage ungewöhnliche, weil system-
übergreifende sozialwissenschaftliche Langzeitfor-
schung. Sie wurde bereits 1987, noch zu DDR-Zei-
ten, gestartet und begleitete über die Wende im
Herbst 1989 hinweg den politischen Mentalitäts-
wandel bei jungen Ostdeutschen des Geburtsjahr-
ganges 1972/73 zwischen ihrem 14. und (im Jahr
2002) 29. Lebensjahr.

In ihrer ersten Phase vor der Wende (drei Befra-
gungswellen zwischen 1987 und Frühjahr 1989)
dokumentierte die Studie den zunehmenden Ver-
fall des politischen Bewusstseins der Panelmitglie-
der (siehe Kapitel II.1.), ihre wachsende Distanz
und Enttäuschung gegenüber der Politik der SED.

In ihrer zweiten Phase (13 Befragungswellen seit
Frühjahr 1990) begleitet sie den Weg dieser jungen
Ostdeutschen aus dem Gesellschaftssystem der
DDR in das der Bundesrepublik: vom DDR-Bür-
ger zum Bundesbürger. Sie ist damit die einzige
(ost)deutsche Längsschnittstudie, die dank ihrer
Anlage in einer hinreichend großen, identischen
Population den Auswirkungen des Systemwechsels
auf das Denken und Fühlen junger Leute im
Osten nachgehen kann.

Die zentrale Forschungsfrage lautet, ob mit der
zunehmenden Dauer der Lebensspanne in dem
neuen Gesellschaftssystem auch eine politische
Identifikation mit diesem System entsteht und wel-
che Einflussfaktoren eine solche Bindung fördern
bzw. hemmen. Die Untersuchungspopulation ist
für solche Langzeitanalysen geradezu prädesti-
niert: Zur Wendezeit waren die TeilnehmerInnen
bereits 16/17 Jahre alt, hatten die zehnklassige
polytechnische Oberschule als letzter Jahrgang
voll durchlaufen und waren damit über ein Jahr-
zehnt vom Bildungs- und Erziehungssystem der
DDR, mehr oder weniger nachhaltig, geprägt wor-
den. Zugleich waren sie noch jung genug, um sich
nach dem Zusammenbruch des Sozialismus neu zu
orientieren, die Werte des jetzigen Gesellschaftssys-

tems zu übernehmen oder aber sich kritisch mit
ihnen auseinander zu setzen.

In die Untersuchungen vor der Wende waren
1 281 SchülerInnen aus den damaligen Bezirken
Leipzig und Karl-Marx-Stadt einbezogen. Sie
gehörten 72 Klassen aus 41 Schulen an, die nach
dem Zufallsprinzip ausgewählt wurden. Die
Population war DDR-repräsentativ.

Im Frühjahr 1989 erklärten sich 587 Teilneh-
merInnen schriftlich bereit, auch nach Schulab-
schluss weiter an ähnlichen Untersuchungen mit-
zuarbeiten. Durch Wohnortwechsel (vor allem in
den Westteil) reduzierte sich dieser Kreis in der
Wendezeit auf 485 Personen. Von ihnen beteiligte
sich ein hinreichend großer Teil an den bisher 13
(postalischen) Befragungen nach der Wende.

Die 16. Welle der Untersuchung fand überwie-
gend im Zeitraum Mitte April bis Mitte Juli 2002
statt. 420 TeilnehmerInnen schickten ihren Frage-
bogen ausgefüllt zurück. Das sind 72 Prozent
derer, die sich 1989 zur weiteren Mitarbeit bereit
erklärt hatten bzw. 87 Prozent jener, deren aktu-
elle Adressen bekannt sind.

Das Durchschnittsalter betrug zum Befragungs-
zeitpunkt 29,0 Jahre. Die Anteile der Ge-
schlechtergruppen liegen bei 47 (männlich) bzw.
53 Prozent (weiblich). Von den TeilnehmerInnen
leben 92 in den alten Bundesländern (22 Pro-
zent) bzw. 6 im Ausland (1 Prozent).

Die dargestellten Ergebnisse können mit hoher
Wahrscheinlichkeit für junge Ostdeutsche dieser
Altersgruppe verallgemeinert werden, ähnliche
Relationen sind vermutlich in den benachbarten
höheren Altersgruppen zu erwarten. Repräsenta-
tivität für junge Ostdeutsche insgesamt wird aber
ausdrücklich nicht beansprucht. Die 16. Welle
der Studie wurde von der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung gefördert.

Im Rahmen dieses Beitrages1 können wir nur auf
einige besonders aussagekräftige Trends eingehen.

1 Bereits 1999 informierten wir in dieser Zeitschrift über
ausgewählte Ergebnisse dieser Studie bis zur 13. Welle vom
Sommer 1998 (vgl. Peter Förster, Die 25-Jährigen auf dem
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Auf die Darstellung der speziell für die Auswer-
tung von Längsschnittstudien entwickelten Koeffi-
zienten müssen wir hier aus Platzgründen verzich-
ten.

II. Ausgewählte Trends

1. Ein Blick zurück: Enttäuschung über die Politik
der SED, jedoch ein starker Glaube an eine
gesicherte Zukunft in der DDR

Die ersten drei Jahre der Studie fielen mit der
Endphase der DDR zusammen. Die bei den
Panelmitgliedern zwischen 1987 und (Frühjahr)
1989 erhobenen Daten spiegeln den in diesem
Zeitraum bei der DDR-Jugend generell beobach-
teten massiven Rückgang des politischen Bewusst-

seins wider, der an anderer Stelle ausführlicher
dargestellt wurde.2 Exemplarisch belegen wir das
für einige politische „Grundüberzeugungen“,
deren Herausbildung erklärtes Ziel sozialistischer
Erziehung war (s. Abbildung 1).

Die Trends sind eindeutig: Die Überzeugung von
der Bedeutung des Marxismus-Leninsmus als
Lebenshilfe (schon 1987 nur noch schwach ausge-
prägt), die politische Identifikation mit der DDR,
der Glaube an den Sieg des Sozialismus zerfielen
in dieser Zeit mehr und mehr – eine Widerspiege-
lung massiver Enttäuschungen über die Politik der
SED. Ein „Nullpunkt“ war allerdings selbst kurz
vor der Wende nicht erreicht. Ablesbar ist aber
auch: Das Vertrauen darauf, in der DDR eine
„gesicherte Zukunft“ zu haben, blieb faktisch bis
kurz vor der Wende erhalten. Im Frühjahr 1989
glaubten noch immer 94 Prozent an eine gesi-
cherte Zukunft in der DDR, darunter 61 Prozent
ohne Einschränkung. Selbst jene Panelmitglieder,
die sich von der DDR politisch distanzierten, gin-
gen mehrheitlich davon aus, dass sie ihnen eine
gesicherte Zukunft biete.

Diese Zuversicht hatte vorwiegend sozialpolitische
Grundlagen, war kein ideologisches Bekenntnis

Abbildung 1: Veränderung ausgewählter politischer Grundeinstellungen bei den Panelmitgliedern
zwischen 1987 und Frühjahr 1989* (in Prozent)

* „Ich habe in der DDR eine gesicherte Zukunft.“
„Ich fühle mich mit der DDR als meinem sozialistischem Vaterland eng verbunden.“
„Dem Sozialismus gehört die Zukunft, trotz zeitweiliger Rückschläge.“
„Der Marxismus-Leninismus hilft mir, auf alle wichtigen Lebensfragen eine richtige Antwort zu finden.“
Davon bin ich überzeugt: 1 vollkommen; 2; 3; 4; 5 überhaupt nicht. Anteile sehr starker und starker Zustimmungen.
ML = Marxismus-Leninismus.
Anzahl der bei der 16. Welle 2002 durch Rückrechnung in die Längsschnitte einbezogenen identischen Personen: 1987: 397;
1988: 384; 1989: 411; 1990: 180; 1991: 183; 1992: 149; 1993: 212; 1994: 229; 1995: 292; 1996: 328; 1998: 341; 2000: 370.
N 2002 = 420. Diese Angaben gelten auch für die anderen Übersichten.

Quelle: Eigene Darstellung.

langen Weg in das vereinte Deutschland, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 43–44/99, S. 20–31). Inzwischen haben drei
weitere Befragungswellen stattgefunden (14. Welle 2000,
15. Welle Ende 2001, 16. Welle 2002), mit denen neue Er-
kenntnisse über den anhaltenden Mentalitätswandel ge-
wonnen werden konnten. Da nach jeder Welle die unter-
suchten Trends komplett neu berechnet werden müssen,
können zu den bisher veröffentlichten Daten geringe Ab-
weichungen auftreten, die jedoch praktisch nicht relevant
sind. Ein Gesamtüberblick der wichtigsten Ergebnisse zwi-
schen 1987 und 2000 (1. und 14. bzw. 15. Welle) wird gegeben
in: Peter Förster, Junge Ostdeutsche auf der Suche nach der
Freiheit. Eine systemübergreifende Längsschnittstudie zum
politischen Mentalitätswandel vor und nach der Wende,
Opladen 2002.

2 Vgl. Peter Förster, Die Entwicklung des politischen Be-
wusstseins der DDR-Jugend zwischen 1966 und 1989, in:
Walter Friedrich/Peter Förster/Kurt Starke (Hrsg.), Das
Zentralinstitut für Jugendforschung Leipzig 1966–1990. Ge-
schichte, Methoden, Erkenntnisse, Berlin 1999.
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zur DDR. Ein wesentlicher Grund dafür war, dass
zu diesem Zeitpunkt für faktisch alle von ihnen
(97 Prozent) feststand, wie es nach der Schulzeit
weitergeht. Für berufliche Zukunftsängste bestand
damals kein Anlass.

Wie die Ergebnisse der Studie nach dem System-
wechsel belegen, wirken diese sozialen Erfahrun-
gen der damals 16/17-Jährigen mit der DDR bis in
die Gegenwart nach, bilden den Kern einer noch
immer bestehenden emotionalen Verbundenheit
mit der DDR. Insofern sind diese und andere vor
der Wende gewonnenen Daten sehr aufschluss-
reich für das Verstehen teilweise überraschender
Reaktionen der Panelmitglieder auf das gegenwär-
tige Gesellschaftssystem. Die Möglichkeit solcher
biografischer Zusammenhangsanalysen bieten nur
Längsschnittstudien.

2. Ja zur Wende und zur deutschen Einheit

Zu den aussagekräftigsten Ergebnissen der Studie
gehören die Trends der Einstellung zur politischen
Wende bzw. zur deutschen Einheit, d. h. zu den
Ereignissen, die das Leben der TeilnehmerInnen
dieser Untersuchung von Grund auf veränderten.
Wie die ausführlichen Stellungnahmen der befrag-
ten Jugendlichen im Rahmen der ersten Befra-
gungswelle nach der Wende im Frühjahr 1990 – sie
waren damals etwa 17 Jahre alt – zeigten, wurde
diese politische Zäsur von fast allen grundsätzlich
positiv bewertet.

In den folgenden Jahren ist die überwiegende
Mehrheit der TeilnehmerInnen bei ihrer Bejahung
der Wende geblieben, die meisten davon sogar
ohne Einschränkung (s. Abbildung 2).

Erkennbar ist, dass nur eine Minderheit der Panel-
mitglieder die früheren politischen Verhältnisse
zurückwünscht, im Jahr 2002 betrifft das lediglich
7 Prozent. Allerdings stimmen im Jahr 2002 nur
28 Prozent der Aussage zu, dass die damaligen
Ziele der „friedlichen Revolution“ heute verwirk-
licht seien. 14 Prozent verneinen das; mit 58 Pro-
zent meinen die meisten, dass diese Ziele teilweise
verwirklicht seien. Auffällig viele Panelmitglieder
betonen in ihren zusätzlichen Notizen, dass die
Schließung vieler Betriebe und die Massenarbeits-
losigkeit im Osten damals nicht zu den Zielen
gehört habe.

Bemerkenswert ist auch, dass es bei den Teilneh-
merInnen zwischen 1994 und 1998 vorübergehend
zu einem signifikanten und durchaus relevanten
Rückgang dieser politischen Grundeinstellung
gekommen war, Ausdruck ihrer zunehmenden
Unzufriedenheit mit der wirtschaftlichen Situation
im Osten in der Endzeit der Regierung unter Hel-
mut Kohl (s. u.).Vom Frühjahr 1990 an, also noch
vor ihrem Vollzug, wurde auch die Einstellung zur
deutschen Einheit erfasst (s. Abbildung 3).

Ablesbar ist, dass sich der Anteil der Einheitsbe-
fürworter zwischen Mai 1990 und Sommer 2000,
d. h. mit wachsendem zeitlichem Abstand zum Bei-
tritt, deutlich erhöht hat, wenn auch meist mit der
Einschränkung „eher dafür als dagegen“. Im Früh-
jahr 2002 ist dieses hohe Niveau der Zustimmung
erhalten geblieben.

Das vereinte Deutschland ist für diese jungen Ost-
deutschen inzwischen zu einer Selbstverständlich-
keit geworden, die – von einer Minderheit abgese-
hen – nicht in Frage gestellt wird. Sie haben von
ihm Besitz ergriffen, nutzen die sich aus der Verei-
nigung ergebenden Vorteile pragmatisch für ihre

Abbildung 2: Anteil der Panelmitglieder mit einschränkungsloser (1) bzw. eingeschränkter Zustimmung
(2) zur Wende im Trend 1992–2002* (in Prozent)

* „Es war höchste Zeit, dass das SED-Regime beseitigt worden ist.“ Das entspricht meiner Meinung: 1 vollkommen; 2; 3; 4; 5
überhaupt nicht.

Quelle: Eigene Darstellung.
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Persönlichkeitsentwicklung, vielfach (wenn auch
meist unfreiwillig) für ihre berufliche Karriere, vor
allem aber dafür, die neu gewonnene Reisefreiheit
zu praktizieren. Diese steht bei den verbalen
Angaben über die positiven Seiten der Vereini-
gung von Anfang an klar an erster Stelle, aller-
dings fast ausnahmslos durch die so oder ähnlich
formulierte Einschränkung „Reisen ist nur mög-
lich, wenn man auch das nötige ,Kleingeld‘ hat,
sprich eine Arbeit besitzt und Geld verdienen
kann“ ergänzt.

Trotz der verbreiteten generellen Zustimmung zur
Einheit werden ihre Folgen ambivalent beurteilt.
Die überwiegende Mehrheit der Panelmitglieder
reflektiert seit 1992 sowohl positive als auch nega-
tive Veränderungen (s. Abbildung 4).

Der bis 2000 erkennbare Trend einer Zunahme
der Auffassung, es gebe mehr positive Verände-
rungen, scheint im Jahr 2002 abgebrochen zu sein,
vermutlich vor dem Hintergrund der immer deutli-
cher zu Tage tretenden wirtschaftlichen Misere in
Ostdeutschland. Hinzu kommt, dass die Verwirkli-
chung der Einheit immer weiter in die Zukunft
verlagert wird. Das geht aus zwei offenen Fragen
(ohne Antwortvorgaben) danach hervor, wie lange
es wohl dauern wird, bis es den Ostdeutschen
„wirtschaftlich so gut geht wie jetzt den Westdeut-
schen“ bzw. bis Ostdeutsche und Westdeutsche
„zu einer richtigen Gemeinschaft zusammenge-
wachsen sind“. Tabelle 1 informiert über die Mit-
telwerte zum jeweiligen Zeitpunkt der Befragung
sowie über die prognostizierten Jahre (vom jewei-
ligen Zeitpunkt aus betrachtet):

Abbildung 3: Grundeinstellung zur deutschen Einheit im Trend 1990–2002. Anteile einschränkungsloser
(1) bzw. eingeschränkter (2) Zustimmung* (in Prozent)

* „Wie stehen Sie zur Vereinigung von DDR und BRD?“ 1 sehr dafür; 2 eher dafür als dagegen; 3 eher dagegen als dafür;
4 sehr dagegen:

Nach dem vollzogenen Beitritt der DDR zur BRD (hier ab 1991) wurde der Fragetext mit dem Satz eingeleitet: „Wir hatten
1990 folgende Frage gestellt. Wie würden Sie heute antworten?“
Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 4: Urteile über die Veränderungen in Ostdeutschland seit der Vereinigung im Trend
1992–2002* (in Prozent)

* „Wenn Sie die Veränderungen in Ostdeutschland seit der Vereinigung bilanzieren: Gab es mehr positive oder mehr negative
Veränderungen?“ Insgesamt gesehen gab es in Ostdeutschland: (1) mehr positive Veränderungen; (2) sowohl positive als
auch negative; (3) mehr negative Veränderungen.

Quelle: Eigene Darstellung.
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Tabelle 1: Zeitliche Vorstellungen von der Ver-
wirklichung der wirtschaftlichen bzw.
der inneren Einheit*

Befragungsjahr Mittelwert in
Jahren

prognostiziertes
Jahr (gerundet)

a) wirtschaftliche Einheit
1990** 6,2 1996
1996 14,2 2010
1998 13,7 2012
2000 14,7 2015
2002 15,9 2018
b) innere Einheit
1990**) 8,2 1998
1996 23,3 2020
1998 24,4 2022
2000 21,4 2022
2002 20,6 2023
* „Wie lange wird es dauern . . . a) bis es den Ostdeutschen

wirtschaftlich so gut geht wie jetzt den Westdeutschen?;
b) bis Ostdeutsche und Westdeutsche zu einer richtigen
Gemeinschaft zusammengewachsen sind?“

** Die Daten von 1990 stammen nicht aus dieser Studie,
sondern aus einer DDR-repräsentativen Umfrage des Zen-
tralinstituts für Jugendforschung (ZIJ) vom September
1990, berechnet für die Altersgruppe der 18- bis 24-Jähri-
gen.

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Im Mittel gehen die Panelmitglieder 2002 davon
aus, dass es noch 16 Jahre dauern wird, bis die
wirtschaftlichen Verhältnisse in Ostdeutschland
denen im Westen angeglichen sind (das wäre im
Jahr 2018). Im September 1990, kurz vor der Ver-
einigung, wurde im Ergebnis einer identischen
Frage für die Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen
ein Durchschnittswert von nur 6,2 Jahren berech-
net (das wäre 1996 gewesen!).

Noch wesentlich mehr Zeit wird den Vorstellungen
der Panelmitglieder zufolge vergehen, bis Ost-
deutsche und Westdeutsche zu einer „richtigen
Gemeinschaft“ zusammengewachsen sein werden:
im Durchschnitt 20,6 Jahre (d. h. im Jahre 2023).

1990 wurde hierzu ein Mittelwert von nur 8,2 Jah-
ren ermittelt (das wäre 1998 gewesen!).

Der Zeithorizont des Zusammenwachsens beider
Landesteile hat sich demnach seit der Vereinigung
enorm vergrößert. Diese Vorstellungen sind keine
Zahlenspielereien, sondern widerspiegeln wie
kaum ein anderes Ergebnis sehr anschaulich die
ursprünglichen Hoffnungen dieser jungen Leute
auf das vereinte Deutschland und ihre nachfolgen-
den massiven Enttäuschungen angesichts der Rea-
litäten des Vereinigungsprozesses.

3. Gegenüber dem jetzigen Gesellschaftssystem
überwiegen Skepsis und Kritik

Zahlreiche Ergebnisse unserer Studie lassen den
Schluss zu, dass die überwiegende Bejahung der
Wende und der deutschen Einheit nicht gleichbe-
deutend ist mit der Zustimmung zum neuen
Gesellschaftssystem. Dieses System wird auch
zwölf Jahre nach dem Systemwechsel mehrheitlich
skeptisch oder kritisch betrachtet.

Diese Sicht äußert sich sehr deutlich in der schwa-
chen Zufriedenheit mit dem politischen System
der Bundesrepublik und mit der jetzigen Wirt-
schaftsordnung – zwei sehr aussagekräftige Krite-
rien (s. Abbildung 5).

Der Anteil der jungen Frauen und Männer, die mit
der jetzigen Wirtschaftsordnung mehr oder weni-
ger zufrieden sind, liegt im gesamten Zeitraum
meist weit unter der Hälfte; noch erheblich kleiner
ist der Anteil derer, die mit dem politischen
System zufrieden sind. Sehr auffällig ist außerdem
der zeitlich parallel verlaufende Einbruch zwi-
schen 1994 und 1998 (die Erhebung 1998 fand vor
dem Regierungswechsel statt): In den letzten Jah-
ren der Regierung unter Helmut Kohl kam es bei
den Panelmitgliedern zu einem massiven Rück-

Abbildung 5: Zufriedenheit mit dem politischen System bzw. mit der jetzigen Wirtschaftsordnung im
Trend 1992 bzw. 1993–2002. Zusammengefasste Anteile der sehr zufriedenen (1) bzw.
zufriedenen (2) TeilnehmerInnen* (in Prozent)

* „Wie zufrieden sind Sie mit dem politischen System in der Bundesrepublik / mit der jetzigen Wirtschaftsordnung?“
1 sehr zufrieden; 2 zufrieden; 3 weniger zufrieden; 4 unzufrieden.

Quelle: Eigene Darstellung.
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gang der Zufriedenheit mit der jetzigen Wirt-
schaftsordnung und – als Folge davon – zeitgleich
zu einem gravierenden Rückgang der Zufrieden-
heit mit dem politischen System sowie – hier nicht
dargestellt – zu einem ebenso deutlichen Rück-
gang des Vertrauens zu den damals regierenden
Koalitionsparteien CDU/CSU (die Quote derer,
die zu ihnen Vertrauen äußerten, sank von 25 auf
16 Prozent). Nach dem Regierungswechsel (hier
ab 2000) deutete sich bei beiden Aspekten zwar
zunächst eine Trendwende an, die jedoch im Früh-
jahr 2002 bereits wieder abgebrochen ist, ins-
besondere im Hinblick auf die Zufriedenheit der
Panelmitglieder mit der Wirtschaftsordnung. Ent-
sprechend dem bekannten Zusammenhang zwi-
schen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit des Sys-
tems einerseits und Systemakzeptanz der Bürger
andererseits3 sinkt damit erneut die Wahrschein-
lichkeit für eine Zunahme der Systemzufrieden-
heit bei unseren Panelmitgliedern.

Im erwähnten Zeitraum zwischen 1994 und 1998
schwächte sich, wie erwähnt, sogar die Bejahung
der Wende signifikant ab. Vor allem aber stürzte
die Zukunftszuversicht der Panelmitglieder für die
Entwicklung in Ostdeutschland krass ab: Äußerten
sich 1994 noch 60 Prozent mehr oder weniger stark
zuversichtlich, so ging dieser Anteil bis 1998 erd-
rutschartig auf 28 Prozent zurück! Andererseits
nahmen in diesem Zeitraum existenzielle Bedro-
hungsängste wie die Angst vor (erneuter) Arbeits-
losigkeit und vor einer persönlichen Notlage
erheblich zu. Diese frappierende Parallelität mas-

siver Veränderungen in den Reflexionen der
Panelmitglieder über die gesellschaftliche Realität
in diesen Jahren ist unseren Daten zufolge kein
Zufall, sondern mit hoher Wahrscheinlichkeit
Widerspiegelung der Politik in Bezug auf Ost-
deutschland in den letzten Jahren der Regierung
Helmut Kohl. Diese hat sich erkennbar dämpfend
auf die ohnehin schwach entwickelte Identifika-
tion der Panelmitglieder mit dem jetzigen Gesell-
schaftssystem ausgewirkt.

Ein weiterer Beleg für die bestehende Distanz
gegenüber dem jetzigen Gesellschaftssystem ist die
äußerst geringe Bereitschaft zum politischen Enga-
gement. Dazu liegen aufschlussreiche Daten aus der
Zeit vor und nach der Wende vor (s. Abbildung 6).

Die Orientierung der TeilnehmerInnen dieser Stu-
die auf eine aktive Beteiligung am politischen
Leben hatte bereits vor der Wende drastisch abge-
nommen – Folge ihrer sich verstärkenden Enttäu-
schung von der Politik der SED. Erkennbar ist
aber auch, dass dieser Abwärtstrend nach der
Wende weitergegangen ist, sich sogar enorm ver-
stärkt hat. Dieser Trend hat nichts mit dem Alter
der Panelmitglieder zu tun, sondern kann nur als
Ausdruck einer erneuten Enttäuschung und Ver-
weigerung eines großen Teils dieser jungen Leute
auch gegenüber dem neuen gesellschaftlichen
System betrachtet werden.

Die Skepsis der meisten TeilnehmerInnen gegen-
über dem jetzigen Gesellschaftssystem kulminiert
in weit verbreiteten Zweifeln an seiner Zukunfts-
fähigkeit (s. Tabelle 2).

Der Anteil derer, die das jetzige Gesellschafts-
modell als das einzige menschenwürdige Zukunfts-
modell ansehen, ist sehr gering. Er stieg zwar
Ende 2001 (d. h. nach den Ereignissen vom

Abbildung 6: Orientierung auf aktive Teilnahme am politischen Leben im Trend 1987–2002. Anteile sehr
starker (1) bzw. starker Orientierung (2)* (in Prozent)

* „Wie bedeutsam ist das Lebensziel für Sie ,aktiv am politischen Leben teilnehmen‘?“
Das ist für mein Leben 1 sehr bedeutsam; 2; 3; 4; 5 überhaupt nicht bedeutsam.

Quelle: Eigene Darstellung.

3 Vgl. u. a. Werner Weidenfeld/Karl-Rudolf Korte, Die
Deutschen. Profil einer Nation, Stuttgart 1991, S. 140. Wir
vermuten, dass dieser Zusammenhang in unserer Studie für
Ostdeutschland erstmals im Längsschnitt nachgewiesen
wurde; in der in Fußnote 1 genannten Publikation werden
diese Daten ausführlicher dargestellt (S. 95 f.).
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11. September) leicht an (signifikant), ging 2002
jedoch wieder zurück; die Befürworter bleiben
eine Minderheit. Die Hoffnung, dass das jetzige
Gesellschaftssystem für immer erhalten bleibt,
haben im Frühjahr 2002 12 Prozent, 50 Prozent
erhoffen das Gegenteil, 38 Prozent äußern sich
ambivalent. Die meisten dieser jungen Leute
betrachten das jetzige System offensichtlich nicht
als das „Ende der Geschichte“.

Die Unzufriedenheit des größten Teils der Panel-
mitglieder mit ihrem gesellschaftlichen Umfeld
führte zu teilweise überraschenden Entwicklungen
anderer politischer Grundeinstellungen. Wir füh-
ren hier nur zwei davon an.

4. Schon Bundesbürger, aber noch immer DDR-
Bürger

Die Skepsis der meisten jungen Frauen und Män-
ner gegenüber dem jetzigen Gesellschaftssystem
äußert sich auf spezifische Weise im Identitätswan-

del vom DDR-Bürger zum Bundesbürger, der sich
als ein unerwartet langwieriger Prozess erweist (s.
Abbildung 7).

Die Identifikation mit der Bundesrepublik hat sich
zwischen 1992 und 2002 nicht verstärkt. Lediglich
Ende 2001/Anfang 2002, d. h. kurz nach den Ereig-
nissen vom 11. September, deutete sich ein leich-
ter Zuwachs an, der jedoch im Frühsommer 2002
wieder verschwand. Die Identifikation mit der
untergegangenen DDR war im Untersuchungszeit-
raum 1990 bis 1996 trotz des gewachsenen Abstan-
des zu ihrem Untergang nur tendenziell rückläufig,
um danach wieder zuzunehmen. Im Jahr 2002
stimmen zwar die Prozentverteilungen bei Zusam-
menfassung der Antwortpositionen 1 und 2 völlig
überein, einschränkungslos identifizieren sich
jedoch signifikant mehr TeilnehmerInnen der Stu-
die mit der DDR als mit der BRD: 42 Prozent
gegenüber 34 Prozent.

Eine Kopplung beider Angaben (die Antwortskala
wurde dafür dichotomisiert) ergibt im Jahr 2002:
Bei 70 Prozent der Panelmitglieder ist eine „Dop-
pelidentität“ zu beobachten. Sie fühlen sich als
Bundesbürger, ohne jedoch ihre Verbundenheit
mit der DDR aufgegeben zu haben; 13 Prozent
fühlen sich vorwiegend als Bundesbürger und
nicht mehr als DDR-Bürger; ebenfalls 13 Prozent
haben noch kein Zugehörigkeitsgefühl zur Bun-
desrepublik entwickelt, fühlen sich noch vorwie-
gend als DDR-Bürger. Die restlichen 4 Prozent
fühlen sich weder als Bundesbürger noch als
DDR-Bürger.

Das Zugehörigkeitsgefühl zur DDR ist offensicht-
lich tiefer verwurzelt, als bisher angenommen
wurde. Es wird auch von jungen Menschen nicht in

Tabelle 2: Einstellungen zum jetzigen Gesell-
schaftssystem* (in Prozent)

1 2 (1+2) 3 4 5
„Das jetzige Gesellschaftssystem ist das einzige
menschenwürdige Zukunftsmodell.“
2000 0 7 ( 7) 33 29 31
2001 1 15 (16) 37 27 20
2002 1 6 ( 7) 31 32 30
„Ich hoffe, dass das jetzige Gesellschaftssystem für
immer erhalten bleibt.“
2001 3 15 (18) 43 21 18
2002 1 11 (12) 38 25 25

* Das entspricht meiner Meinung 1 vollkommen, 2; 3; 4; 5
überhaupt nicht.

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Abbildung 7: Ausprägung der Identifikation mit der DDR bzw. mit der Bundesrepublik im Trend
zwischen 1990 bzw. 1992 und 2002. Zusammengefasste Anteile einschränkungsloser (1)
und eingeschränkter (2) Identifikation* (in Prozent)

* „Als was fühlen Sie sich?“ a) als Bürger der DDR; b) als Bürger der Bundesrepublik Deutschland. 1 vollkommen;
2 etwas schon; 3 eigentlich nicht; 4 überhaupt nicht.

Quelle: Eigene Darstellung.
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verhältnismäßig kurzen Zeiträumen als Ballast
abgeworfen. Ausdrücklich betont sei, dass es sich
dabei nicht um politische Bindungen an die unter-
gegangene DDR handelt. Großes Gewicht haben
dabei vielmehr tiefe lebensgeschichtliche Prägun-
gen, vor allem das Erleben der DDR als Heimat-
land, die Erinnerung an eine meist sorgenfreie
Kindheit und Jugend, die vielfach aufgewertet
wird durch den Kontrast heutiger Alltagserfahrun-
gen. Vor allem die Erinnerungen an die damals
erfahrene Sozialpolitik, insbesondere die soziale
Sicherheit, spielen bis in die Gegenwart eine große
Rolle.

Faktisch unverändert hält die überwiegende Mehr-
heit der TeilnehmerInnen in ihren Erinnerungen
an die DDR daran fest, dass diese „gute und
schlechte Seiten“ gehabt habe (s. Abbildung 8).

In ihren zusätzlichen Notizen vertreten zahlreiche
TeilnehmerInnen die Auffassung, dass es ein

grundsätzlicher Fehler der Vereinigungspolitik
(gewesen) sei, faktisch keine der ihrer Meinung
nach „guten Seiten“ der DDR in das vereinte
Deutschland zu übernehmen. Erwähnt werden in
diesem Zusammenhang vor allem die Kinderein-
richtungen in der DDR, häufig auch die Jugend-
klubs, Ferienlager, Polikliniken und in jüngster
Zeit in zunehmendem Maße das Schulsystem. Oft
wird kritisiert, dass „vieles im Osten bewusst platt-
gemacht wurde“ und „nur der Grüne Pfeil übrig
geblieben“ sei. Absehbar ist, dass die Herausbil-
dung einer von „Resten“ der DDR-Verbundenheit
freien Identität mit der Bundesrepublik noch län-
gere Zeit dauern wird.

5. Sozialistische Ideale sind nicht aus den Köpfen
verschwunden

Ausdruck der verbreiteten Unzufriedenheit der
Panelmitglieder mit dem jetzigen Gesellschafts-
system – gewissermaßen ihre Kehrseite – ist die

Abbildung 8: Verhältnis von guten und schlechten Seiten der DDR im Urteil der Untersuchungsteil-
nehmer im Trend 1993–2002* (die Positionen 1+2 bzw. 4+5 wurden zusammengefasst)

* „Wenn Sie an die DDR-Zeit zurückdenken: Wie war das Leben in der DDR im Ganzen gesehen?“ Es gab in der DDR. . .
1 nur schlechte Seiten; 2 mehr schlechte als gute Seiten; 3 gute und schlechte Seiten; 4 mehr gute als schlechte Seiten; 5 nur
gute Seiten.

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 9: Identifikation mit sozialistischen Idealen vor bzw. nach der Wende im Trend 1993–2002*
(die Positionen 1 und 2 wurden jeweils zusammengefasst) (in Prozent)

* „Wie standen Sie a) vor der Wende zu den sozialistischen Idealen, und wie stehen Sie b) heute dazu?“ Ich war/ich bin: 1 sehr
dafür; 2 eher dafür als dagegen; 3 eher dagegen als dafür; 4 sehr dagegen.

Quelle: Eigene Darstellung.
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Tatsache, dass ein beträchtlicher Teil von ihnen
(noch oder wieder) an sozialistische Ideale glaubt
(s. Abbildung 9).

Aus den Angaben zur Gegenwart geht hervor, dass
im Jahr 2002 mehr als die Hälfte der Panelmitglie-
der an sozialistische Ideale glaubt. Gegenüber 1993
ist ein leichter, aber signifikanter Zuwachs von 46
Prozent auf 53 Prozent zu beobachten. Sozialisti-
sche Ideale sind offensichtlich trotz des von den
Panelmitgliedern „hautnah“ als Zeitzeugen erleb-
ten Zusammenbruchs des „real existierenden
Sozialismus“ keineswegs bei allen diskreditiert. Im
Gegenteil: Diese Ideale erfahren zunehmend
Zuspruch, was der Einzelne auch darunter verste-
hen mag. Das gilt in besonderem Maße für die jun-
gen Frauen, von denen erheblich mehr an sozialisti-
sche Ideale glauben als bei den jungen Männern
(2002: 59 Prozent gegenüber 47 Prozent).

Mit diesem Zuwachs geht ein deutlicher, signifikan-
ter Anstieg beim Anteil jener Panelmitglieder ein-
her, die sich in ihrer Erinnerung vor der Wende zu
den sozialistischen Idealen bekannt haben: Von 56
Prozent 1993 auf 65 Prozent 2000 bzw. 63 Prozent
2002. Die zunehmende Bejahung sozialistischer
Ideale in der Gegenwart hat dazu beigetragen, sich
auch in der Erinnerung, sozusagen rückwirkend,
wieder häufiger zu ihnen zu bekennen.

Mit rund 40 Prozent plädieren seit Jahren zwar
weniger Panelmitglieder für eine reformsozialisti-
sche Alternative zur jetzigen politischen Ordnung.
Dennoch lässt auch dieses Ergebnis erkennen,
dass sozialistische Vorstellungen bei einem
beträchtlichen Teil von ihnen noch oder wieder
Einfluss auf ihr Denken und Fühlen nehmen.

III. Wesentliche Einflussfaktoren
des politischen Mentalitätswandels

Die Anlage unserer Untersuchung als Längs-
schnittstudie macht es möglich, über charakte-
ristische Trends hinaus auch Einflussfaktoren
nachzuweisen, die hinter diesen Trends stehen, ins-
besondere hinter denen einer mehr oder weniger
stark ausgeprägten Kritik der Panelmitglieder am
jetzigen Gesellschaftssystem.

Wie schon zu DDR-Zeiten ist für die Panelmitglie-
der auch gegenwärtig nicht politische Rhetorik
entscheidend für ihre Identifikation mit dem
Gesellschaftssystem, sondern das persönliche Erle-
ben der gesellschaftlichen Realität. Diese Erfah-
rungen sind, wie die Daten belegen, hochgradig
ambivalent, auch zwölf Jahre nach der Vereini-
gung. Seit 1995 zielt eine Frage auf die generellen

Erfahrungen der Jugendlichen mit dem neuen
Gesellschaftssystem (s. Tabelle 3).

Rund ein Viertel (27 Prozent) verweist 2002 auf
überwiegend positive Erfahrungen, nur 6 Pro-
zent haben überwiegend negative Erfahrungen
gemacht. Für die überwiegende Mehrheit (67 Pro-
zent) sind jedoch ambivalente Erfahrungen cha-
rakteristisch, d. h., positive und negative Erfahrun-
gen stehen nebeneinander. Das geht auch aus
zahlreichen Notizen wie diesen zu den Folgen der
Vereinigung hervor:

„Positiv: Wir verreisen sehr gerne, und ohne die
Einheit wäre unser letzter Urlaub sicher nicht nach
Grönland gegangen.
Negativ: Ich habe vor 5 Tagen mein erstes Kind
bekommen und wurde vor zweieinhalb Monaten
wegen Liquidation der Firma gekündigt. Ohne die
Einheit wäre das nicht geschehen!“

Auf einige wesentliche Erfahrungen unserer
Panelmitglieder soll in gebotener Kürze eingegan-
gen werden.

1. Arbeitslosigkeit, Unsicherheit des Arbeits-/
Ausbildungsplatzes

Die Erfahrung Arbeitslosigkeit geht wie ein Riss
durch die Gruppe der Befragten. Sie wirkt sich
deutlich auf viele Aspekte der Wahrnehmung und
Bewertung der Gesellschaft aus. Der Anteil der
Panelmitglieder, die schon die Erfahrung eigener
Arbeitslosigkeit machen mussten, hat sich in den
vergangenen Jahren deutlich vergrößert (s. Abbil-
dung 10).

Im Jahr 2002 sind es bereits fast zwei Drittel (63
Prozent), die diese stark prägende Erfahrung
machen mussten; diese Zahl spricht für sich.

Aus unseren Daten geht außerdem hervor, dass
auch ein beachtlicher Teil der Eltern unserer Teil-
nehmerInnen von Arbeitslosigkeit betroffen ist:
Seit 1992 gibt rund ein Drittel an, dass zumindest

Tabelle 3: Generelle Erfahrungen mit dem
neuen Gesellschaftssystem im Trend
1995–2002* (in Prozent)

1 2 (1+2) 3 4 5
1995 1 27 (28) 66 6 0
1998 0 26 (26) 67 7 0
2000 1 31 (32) 63 5 0
2002 0 27 (27) 67 6 0

* „Welche persönlichen Erfahrungen haben Sie – alles in
allem – mit dem neuen Gesellschaftssystem gemacht?“
1 nur positive Erfahrungen; 2 überwiegend positive Erfah-
rungen; 3 sowohl positive als auch negative Erfahrungen; 4
überwiegend negative Erfahrungen; 5 nur negative Erfah-
rungen.

Quelle: Eigene Darstellung.
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ein Elternteil arbeitslos ist. Außerdem ist bei min-
destens zehn Prozent der TeilnehmerInnen der
Lebenspartner/die Lebenspartnerin ohne Arbeit.
Daraus ergibt sich, dass bis 2002 rund drei Viertel
dieser jungen Ostdeutschen im sozialen Nahbe-
reich direkt und/oder indirekt mit den Auswirkun-
gen von Arbeitslosigkeit konfrontiert wurden –
mit nachweislich erheblichen Konsequenzen für
ihre politischen Einstellungen und ihre Befindlich-
keit. So überrascht es nicht, dass 2002 jeweils rund
drei Viertel dieser jungen Leute Arbeitslosigkeit
für ein typisches Merkmal des jetzigen Gesell-
schaftssystems halten; meinen, dass Arbeitslosig-
keit den Menschen das Selbstbewusstsein nimmt
bzw. die Menschen krank macht; bejahen, dass
Arbeitslosigkeit den Verlust an individuellen Frei-
heiten bedeutet. 83 Prozent von ihnen stimmen zu,
dass Arbeitslosigkeit Angst vor der Zukunft
macht.

Zur verbreiteten Erfahrung Arbeitslosigkeit
kommt hinzu, dass seit 1993 das Gefühl, gegenwär-
tig einen sicheren Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz

zu besitzen, zurückgegangen ist, insbesondere in
seiner einschränkungslosen Ausprägung (s. Abbil-
dung 11).

2. Geringe Möglichkeiten demokratischer Mit-
gestaltung

Die TeilnehmerInnen der Studie äußern sich seit
Jahren mehrheitlich sehr kritisch über ihre gerin-
gen demokratischen Mitgestaltungsrechte, an die
sie wie die Ostdeutschen generell in der Wendezeit
große Erwartungen hatten (s. Abbildung 12).

Diese Daten sprechen für eine massive Enttäu-
schung: Nur jeweils etwa ein Drittel äußert sich
positiv, die wenigsten davon ohne Einschränkung.
Eine Tendenz zu größerer Zufriedenheit ist nicht
auszumachen, auch nicht nach dem Regierungs-
wechsel 1998. Weitere Daten unterstreichen die
bedenkenswerte Situation: Seit 1996 beträgt z. B.
die Quote derer, welche die Erfahrung gemacht
haben, dass sich die Politiker für ihre Meinung
interessieren, faktisch unverändert drei bis vier
Prozent!

Abbildung 10: Anteil der Panelmitglieder, die bisher mehrmals oder einmal arbeitslos waren, im Trend
1996–2002 (in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 11: Vermutete Sicherheit des eigenen Arbeits-/Ausbildungsplatzes im Trend 1992–2002.
Anteile der Positionen „völlig sicher“ und „ziemlich sicher“* (in Prozent)

Wie sicher ist Ihr Arbeits- /Ausbildungsplatz?“ 1 völlig sicher; 2 ziemlich sicher; 3 ziemlich unsicher; 4 völlig unsicher.
Quelle: Eigene Darstellung:
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3. Erhebliche Defizite im Erleben sozialer
Gerechtigkeit

Die verbreitete Unzufriedenheit mit dem politi-
schen System und mit der Wirtschaftsordnung hat
ihre Wurzeln in bedeutendem Maße darin, dass
sich ein erheblicher Teil der Panelmitglieder um
seinen Anteil am gesellschaftlichen Wohlstand
gebracht und ungerecht behandelt fühlt, eines der
brisantesten Ergebnisse (s. Tabelle 4).

Zwar war bis 2000 ein leichter Zuwachs an
Zustimmung zu erkennen. Dieser stammt aber
überwiegend von jenen Panelmitgliedern, die von
Arbeitslosigkeit verschont geblieben waren.
Außerdem scheint der positive Trend 2002 unter-
brochen zu sein.

4. Erfahrung, als Deutsche zweiter Klasse behan-
delt zu werden

Das Entstehen einer Bindung an das neue Gesell-
schaftssystem wird bei einem großen Teil der
Panelmitglieder noch immer stark durch die
Erfahrung beeinträchtigt, von vielen Westdeut-
schen als Bürger zweiter Klasse behandelt zu wer-
den (s. Tabelle 5).

Rund die Hälfte äußert 2002, solche Erfahrungen
gemacht zu haben, 27 Prozent äußern sich ambiva-
lent, nur 22 Prozent widersprechen. Von einer rück-
läufigen Tendenz kann nicht gesprochen werden.

5. Keine Zukunft im Osten!

Ein bemerkenswert deutlicher Einflussfaktor des
politischen Mentalitätswandels ist das Maß an
Zukunftszuversicht. Individuelle Zukunftszuver-
sicht ist nicht nur eine Resultante gesellschaftli-
cher Prozesse, sondern zugleich ein gewichtiger
Bestandteil jenes Faktorenbündels, das die Hal-
tung des Einzelnen gegenüber der Gesellschaft so
oder so beeinflusst (s. Abbildung 13).

In den Jahren 1987 bis 1989 ging die Zuversicht, in
der DDR eine gesicherte Zukunft zu haben, nur
wenig zurück; wir sind eingangs darauf eingegan-
gen. Nach der Wende stürzte diese Zukunftszuver-
sicht, nun bezogen auf Ostdeutschland, geradezu
ab und hat vermutlich ihren Tiefpunkt noch nicht
erreicht. Immer weniger junge Frauen und Männer
verbinden ihre Zukunft mit Ostdeutschland! Wie
die Studie zeigt, hat die bittere Erfahrung so
vieler junger Leute, dass ihre Heimat ihnen keine
Zukunft bietet, auch einen hohen politischen

Abbildung 12: Anteil der Panelmitglieder, die mit den Möglichkeiten demokratischer Mitgestaltung
zufrieden oder eher zufrieden sind, im Trend 1993–2002* (in Prozent)

* „Wie zufrieden sind Sie mit Ihren Möglichkeiten zur Einflussnahme auf die Politik?“ 1 zufrieden; 2 eher zufrieden als unzu-
frieden; 3 eher unzufrieden als zufrieden; 4 unzufrieden.

Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 4: Erleben sozialer Gerechtigkeit im
Trend 1996–2002 (in Prozent)

1 2 0
1996 17 53 30
1998 20 48 32
2000 26 42 32
2002 24 46 30

* „Haben Sie in den vergangenen zwei, drei Jahren die
Erfahrung gemacht, dass Sie Ihren gerechten Anteil am
gesellschaftlichen Wohlstand erhalten?“

* 1 ja; 2 nein; 0 Das ist schwer zu sagen.
Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 5: Erfahrung, als Deutscher zweiter
Klasse behandelt zu werden, im Trend
1995–2002* (in Prozent)

1 2 (1+2) 3 4 5 X
1995 21 31 (52) 26 15 7 2,5
1996 24 28 (52) 27 14 7 2,5
1998 26 27 (53) 26 16 5 2,5
2000 24 24 (48) 28 17 7 2,6
2002 22 29 (51) 27 16 6 2,6

* „Viele Westdeutsche behandeln uns Ostdeutsche als Deut-
sche zweiter Klasse.“ Das entspricht meiner Meinung 1
vollkommen; 2; 3; 4; 5 überhaupt nicht.

Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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Preis. Längsschnittanalysen belegen z. B. eindeu-
tig, dass der regressive Trend der Zukunftszuver-
sicht zeitgleich zu einem Rückgang der Systemzu-
friedenheit geführt hat.

Dieser Absturz hat auch wesentlich dazu beigetra-
gen, dass ziemlich viele TeilnehmerInnen der Stu-
die nach der Wende in den Westen abgewandert
sind. Den Ergebnissen der jüngsten, 16. Welle im
Frühjahr 2002 zufolge gilt das für 92 junge Frauen
und Männer, die inzwischen in den alten Bundes-
ländern leben, bzw. für sechs, deren Fragebögen
sogar aus dem Ausland zurückkamen. Weitere
fünf Prozent derer, die im Osten geblieben sind,
sitzen offenbar bereits auf ihren Koffern.

Bei der jüngsten Befragung 2002 stellte sich auch
heraus, dass mit einer Rückkehr der abgewander-
ten TeilnehmerInnen kaum zu rechnen ist: Nur
acht Prozent bejahten eine entsprechende Frage!
Aus zahlreichen weiteren Antworten geht hervor,
dass sie sich mittlerweile in ihrer neuen Heimat
eingerichtet haben und die Trennung von den
Eltern und Freunden, von der „alten“ Heimat ins-
gesamt nur sehr wenigen von ihnen Probleme
bereitet. Rund drei Viertel von ihnen können sich
vorstellen, dass auch ihre (künftigen) Kinder im
Westen bzw. im Ausland leben werden – die sich
damit potenzierenden demographischen Konse-
quenzen für Ostdeutschland sind evident.

IV. Schlussbemerkungen

Der Zeitraum von mehr als einem Jahrzehnt hat
nicht ausgereicht, um einen größeren Teil der in
die Untersuchung einbezogenen jungen Ostdeut-
schen politisch für das jetzige Gesellschaftssystem

einzunehmen. Die meisten von ihnen sind inner-
halb kurzer Zeit erneut von der Gesellschaft, in
der sie leben, enttäuscht; sie halten dieses Gesell-
schaftssystem nicht für das „Ende der Geschichte“.
Die Kehrseite davon ist u. a. die Tatsache, dass der
größte Teil der Panelmitglieder erstaunlich kon-
stant an einer Doppelidentität festhält, d. h. sich
schon als Bundesbürger, aber zugleich noch als
DDR-Bürger fühlt. Über die Hälfte der Teilneh-
merInnen identifiziert sich trotz des Zusammen-
bruchs des Sozialismus mit sozialistischen Idealen
– Tendenz zunehmend.

Mit hoher Wahrscheinlichkeit ist anzunehmen, dass
die Distanz vieler TeilnehmerInnen zum jetzigen
Gesellschaftssystem sich nicht von allein erledigt,
etwa als automatische Folge ihrer Enttäuschung
vom politischen System vor der Wende. Ihre Hal-
tung gegenüber der jetzigen gesellschaftlichen Ord-
nung wird vielmehr entscheidend davon abhängen,
ob sie im Rahmen der notwendigen Veränderungen
in Ostdeutschland jene individuellen Bedingungen
vorfinden, die ihre berufliche Entfaltung fördern,
frei von alltäglicher Sorge um den eigenen Arbeits-
platz bzw. den des Lebenspartners.

Von erheblichem Einfluss wird auch sein, ob sie
sich sozial gerecht behandelt fühlen, und ob sie –
wie in der Wendezeit erwartet – Demokratie spür-
bar als Politikform realer Mitwirkung und Mitent-
scheidung der Bürger erleben. Das sind allerdings
keine spezifischen Jugendprobleme, sondern He-
rausforderungen an die Gesellschaft insgesamt.

Internetverweis:
Deutsche Shell (Hrsg.), Jugend 2002. 14. Shell Jugend-
studie, Hamburg 2002 unter: www.shell-jugend-
studie.de

Abbildung 13: Entwicklung der Zuversicht, in der DDR bzw. in Ostdeutschland eine gesicherte Zukunft
zu haben (die Positionen 1 und 2 wurden zusammengefasst)* (in Prozent)

* 1987 – 1989: „Ich habe in der DDR eine gesicherte Zukunft.“; ab 1992: „Ich habe in Ostdeutschland eine gesicherte
Zukunft.“ Das entspricht meiner Meinung 1 vollkommen; 2; 3; 4; 5 überhaupt nicht.

Quelle: Eigene Darstellung.
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